
 

 

Stand: 05/2023 

Erklärung zu Interessenkonflikten  

bei der Auswahl von ESF Plus-geförderten Vorhaben auf regionaler 

Ebene 

 
ESF-Arbeitskreis:  
Vor- und Nachname:    
Geburtsdatum:  
Vertretene Institution:  
Regionaler Förderaufruf vom:   
Datum Rankingsitzung:  

 
Die vorliegende Erklärung richtet sich an Personen, welche im Rahmen von regional geförderten Vor-

haben an Auswahlverfahren beteiligt sind. 

 
Rechtsvorschriften 

Art. 61 VO (EU, Euratom) 2018/1046 (EU-Haushaltsordnung), §§ 20, 21 BW LVwVfG. 

 

Ein Interessenskonflikt besteht nach Art. 61 Abs. 3 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 (Haus-

haltsordnung für den Gesamtplan der EU), wenn aus Gründen der familiären oder privaten Verbun-

denheit, der politischen Übereinstimmung oder der nationalen Zugehörigkeit, des wirtschaftlichen Inte-

resses oder aus anderen Gründen, die auf direkten oder indirekten persönlichen Interessen beruhen, 

ein Finanzakteur oder eine sonstige Person, die/ der am Haushaltsvollzug mitwirkt, seine/ ihre Aufga-

ben nicht unparteiisch und objektiv wahrnehmen kann. Dies umfasst auch vorbereitende Handlungen 

des Haushaltsvollzugs, wie sie im Rahmen von Auswahlverfahren vollzogen werden.  

 

Erklärung 

 

Hiermit erkläre ich nach bestem Wissen, dass 

 

 im Zusammenhang mit meiner Tätigkeit im Auswahlverfahren kein Interessenkonflikt nach Ar-

tikel 61 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046, §§ 20, 21 BW LVwVfG, besteht. 

 

Sollte ich feststellen oder sollte es sich im Verlauf des Auswahlverfahrens herausstellen, dass 

ein derartiger Konflikt besteht oder entstanden ist, werde ich dies dem Vorsitz des Arbeitskrei-

ses unverzüglich mitteilen. 

 

 im Zusammenhang mit meiner Tätigkeit im Auswahlverfahren ein Interessenkonflikt in Bezug 

auf den Antrag: 

 
 

(Antrag-ID) 

 
 

(Projektträger und Projektname) 

 
besteht. Diesbezüglich gebe ich keine Bewertung ab. 

 

 

 

 

 

 

Ort, Datum   Unterschrift  
 
  



 

 

Artikel 61 VO (EU, Euratom) 2018/1046 
 

Interessenkonflikt 
 
(1) Finanzakteure im Sinne des Kapitels 4 dieses Titels und sonstige Personen, einschließ-
lich nationaler Behörden auf allen Ebenen, die am Haushaltsvollzug durch direkte, indirekte 
oder geteilte Mittelverwaltung — einschließlich als Vorbereitung hierzu dienender Handlun-
gen —, an der Rechnungsprüfung und Kontrolle mitwirken, müssen jede Handlung unterlas-
sen, durch die eigene Interessen mit denen der Union in Konflikt geraten könnten. Ferner er-
greifen sie geeignete Maßnahmen um zu verhindern, dass ein Interessenkonflikt bezüglich 
der in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Aufgaben entsteht, und um Situationen abzuhel-
fen, die objektiv als Interessenkonflikt wahrgenommen werden könnten.  
 
(2) Besteht für einen Angehörigen des Personals einer nationalen Behörde die Gefahr eines 
Interessenkonflikts, so befasst die betreffende Person ihren Dienstvorgesetzten mit der An-
gelegenheit. Besteht ein solches Risiko für Bedienstete, auf die das Statut Anwendung fin-
det, so befasst die betreffende Person den zuständigen bevollmächtigten Anweisungsbefug-
ten mit der Angelegenheit. Der zuständige Dienstvorgesetzte oder der bevollmächtigte An-
weisungsbefugte bestätigt schriftlich, ob ein Interessenkonflikt vorliegt. Wird festgestellt, dass 
ein Interessenkonflikt vorliegt, so stellt die Anstellungsbehörde oder die zuständige nationale 
Behörde sicher, dass die betreffende Person von allen Aufgaben in der Angelegenheit ent-
bunden wird. Der zuständige bevollmächtigte Anweisungsbefugte oder die zuständige natio-
nale Behörde stellt sicher, dass in Einklang mit dem anwendbaren Recht alle weiteren geeig-
neten Maßnahmen ergriffen werden.  
 
(3) Für die Zwecke des Absatzes 1 besteht ein Interessenkonflikt, wenn ein Finanzakteur o-
der eine sonstige Person nach Absatz 1 aus Gründen der familiären oder privaten Verbun-
denheit, der politischen Übereinstimmung oder der nationalen Zugehörigkeit, des wirtschaftli-
chen Interesses oder aus anderen Gründen, die auf direkten oder indirekten persönlichen In-
teressen beruhen, seine bzw. ihre Aufgaben nicht unparteiisch und objektiv wahrnehmen 
kann. 
  



 

 

§ 20 BW LVwVfG 
 

Ausgeschlossene Personen 
 
 

(1) In einem Verwaltungsverfahren darf für eine Behörde nicht tätig werden, 
 

1. wer selbst Beteiligter ist; 

2. wer Angehöriger eines Beteiligten ist; 

3. wer einen Beteiligten kraft Gesetzes oder Vollmacht allgemein oder in diesem Ver-
waltungsverfahren vertritt; 

4. wer Angehöriger einer Person ist, die einen Beteiligten in diesem Verfahren vertritt; 

5. wer bei einem Beteiligten gegen Entgelt beschäftigt ist oder bei ihm als Mitglied des 
Vorstandes, des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen Organs tätig ist; dies gilt 
nicht für den, dessen Anstellungskörperschaft Beteiligte ist; 

6. wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gutachten ab-
gegeben hat oder sonst tätig geworden ist. 

 
Dem Beteiligten steht gleich, wer durch die Tätigkeit oder durch die Entscheidung einen un-
mittelbaren Vorteil oder Nachteil erlangen kann. Dies gilt nicht, wenn der Vor- oder Nachteil 
nur darauf beruht, dass jemand einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe angehört, deren ge-
meinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht für Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit und für die Abberufung 
von ehrenamtlich Tätigen. 

(3) Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf bei Gefahr im Verzug unaufschiebbare 
Maßnahmen treffen. 

(4) Hält sich ein Mitglied eines Ausschusses (§ 88) für ausgeschlossen oder bestehen Zwei-
fel, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist dies dem Vorsitzenden des 
Ausschusses mitzuteilen. Der Ausschuss entscheidet über den Ausschluss. Der Betroffene 
darf an dieser Entscheidung nicht mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf bei der 
weiteren Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen sein. 

(5) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 sind 

1. der Verlobte, 

2. der Ehegatte, 

2a. der Lebenspartner, 

3. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, 

4. Geschwister, 

5. Kinder der Geschwister, 

6. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten, 

6a. Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Lebenspartner, 

7. Geschwister der Eltern, 

8. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis mit häuslicher 
Gemeinschaft wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind (Pflegeeltern und Pfle-
gekinder). 

 

https://dejure.org/gesetze/LVwVfG/88.html


 

 

Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Personen auch dann, wenn 

1. in den Fällen der Nummern 2, 3 und 6 die die Beziehung begründende Ehe nicht 
mehr besteht; 

1a. in den Fällen der Nummern 2a, 3 und 6a die die Beziehung begründende Lebens- 
partnerschaft nicht mehr besteht; 

2. den Fällen der Nummern 3 bis 7 die Verwandtschaft oder Schwägerschaft durch An-
nahme als Kind erloschen ist; 

3. im Falle der Nummer 8 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, sofern die 
Personen weiterhin wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind. 

 

 

 

§ 21 

Besorgnis der Befangenheit 

 

(1) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Amtsaus-
übung zu rechtfertigen, oder wird von einem Beteiligten das Vorliegen eines solchen Grun-
des behauptet, so hat, wer in einem Verwaltungsverfahren für eine Behörde tätig werden 
soll, den Leiter der Behörde oder den von diesem Beauftragten zu unterrichten und sich auf 
dessen Anordnung der Mitwirkung zu enthalten. Betrifft die Besorgnis der Befangenheit den 
Leiter der Behörde, so trifft diese Anordnung die Aufsichtsbehörde, sofern sich der Behör-
denleiter nicht selbst einer Mitwirkung enthält. 

(2) Für Mitglieder eines Ausschusses (§ 88) gilt § 20 Abs. 4 entsprechend. 


